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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 20 Ausgegeben Danzig, den 23. Juni g 1926 


Inhalt. Luftverkehrsgeſetz (S. 191). — Verordnung betr. Zuſatz zur Eiſenbahnbau- und Betriebs⸗ 
ordnung vom 4. November 1904 (S. 196). 


48 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Luftverkehrsgeſetz 
Vom 9. 6. 1926. 
Erſter Abſchnitt. 


Luftverkehr. 
A. Luftfahrzeuge und Luftfahrer. 
ER 


Die Benutzung des Luftraums durch Luftfahrzeuge ift frei, ſoweit fie nicht durch dieſes Geſetz 
und die zu ſeiner Ausführung erlaſſenen Anordnungen beſchränkt iſt. 
Liuſtfahrzeuge im Sinne dieſes Geſetzes find Luftſchiffe, Flugzeuge, Ballone, Drachen und ähnliche 
für eine Bewegung im Luftraum beſtimmte Geräte. 


82. 

Luftfahrzeuge dürfen, ſoweit nicht zwiſchenſtaatliche Verträge ein anderes beſtimmen, in der 
Freien Stadt Danzig nur verkehren, wenn ſie in das Verzeichnis der Danziger Luftfahrzeuge (Luft⸗ 
fahrzeugrolle) eingetragen ſind. 

Die Eintragung kann nur erfolgen, wenn das Luftfahrzeug zugelaſſen iſt und im ausſchließlichen 
Eigentum von Danziger Staatsangehörigen ſteht. Ihnen werden gleichgeachtet offene Handelsgeſellſchaften 
und Kommanditgeſellſchaften, wenn die perſönlich haftenden Geſellſchafter ſämtlich Danziger Staats— 
angehörige ſind; andere Handelsgeſellſchaften, eingetragene Genoſſenſchaften und juriſtiſche Perſonen, 
wenn ſie im Inlande ihren Sitz haben; Kommanditgeſellſchaften auf Aktien jedoch nur dann, wenn die 
perſönlich haftenden Geſellſchafter ſämtlich Danziger Staatsangehörige ſind. 

Eingetragene Luftfahrzeuge haben ein Danziger Hoheitszeichen zu führen. Form und Art der 
Führung beſtimmt der Senat. 

Die Eintragung iſt zu löſchen, wenn die Vorausſetzungen nach Abſatz 2 nicht mehr vorliegen. 

838. 

Luftfahrzeuge dürfen nur in Betrieb genommen werden, wenn ſie zugelaſſen find. 

Die Zulaſſung kann nur erfolgen, wenn das Luftfahrzeug den Anforderungen der Verkehrs— 
ſicherheit genügt. 

Die Zulaſſung wird durch einen Zulaſſungsſchein nachgewieſen. Sie iſt zurückzuziehen, wenn 
ein Luftfahrzeug den Anforderungen der Verkehrsſicherheit nicht mehr genügt; der Zulaſſungsſchein iſt 
in dieſem Falle einzuziehen. 

§ 4. 

Wer beſtimmungsgemäß ein Luftfahrzeug führt oder bedient (Luftfahrer), bedarf der Erlaubnis. 
Der Nachweis der Erlaubnis iſt durch eine Beſcheinigung (Luffahrerſchein) zu erbringen. 

Bei Übungs- und Prüfungsfahrten in Begleitung von Lehrern gelten die Lehrer als diejenigen, 
die das Luftfahrzeug führen oder bedienen. 

Der Luftfahrerſchein kann erteilt werden, wenn der Bewerber ſeine Befähigung nachgewieſen, 
das 21. und, wenn es ſich um Führer von Luftſchiffen handelt, das 25. Lebensjahr vollendet hat und 
ferner keine Tatſachen vorliegen, die den Bewerber zur Führung oder Bedienung eines Luftfahrzeuges 
ungeeignet erſcheinen laſſen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 1. 7. 1926). 
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Mit Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters kann auch Bewerbern, die das 19. Lebensjahr 
vollendet haben, die Erlaubnis erteilt werden, wenn beſondere Umſtände dies rechtfertigen. 

Die Erlaubnis iſt zu entziehen, wenn ſich Tatſachen dafür ergeben, daß der Inhaber zur Führung 
oder Bedienung eines Luftfahrzeuges ungeeignet iſt; der Luftfahrerſchein iſt in dieſem Falle einzuziehen. 

8 5. g 

§ 2, Abſatz 1, § 3, Abſatz 1 und 8 4, Abſatz 1 gelten nicht innerhalb eines Flughafens, wenn 
nur zum Betriebe des Luftfahrzeuges beſtimmte Perſonen beteiligt ſind. Weitere Ausnahmen von den 
Vorſchriften des § 2, Abſatz 1, des § 3, Abſatz 1 und des $ 4, Abſatz 1 kann der Senat zulaſſen. 

Ss 6. 

Wer gewerbsmäßig Perſonen zu Luftfahrern ausbilden will, bedarf der Genehmigung. 

Die Genehmigung kann nur erteilt werden, wenn der Bewerber ſeine Befähigung durch eine 
Prüfung nachgewieſen hat und keine Tatſachen dafür vorliegen, daß er für den Lehrbetrieb ſonſt un— 
geeignet iſt. 

Die Genehmigung iſt zurückzuziehen, wenn ſich Tatſachen dafür ergeben, daß der Lehrbetrieb 
unzuverläſſig iſt. 

B. Flughäfen. 
8 7. 

Flughäfen dürfen nur mit Genehmigung des Senats beibehalten oder angelegt werden. 

Die Genehmigung kann nur erteilt werden, wenn keine Tatſachen dafür vorliegen, daß der 
Flughafen oder der in Ausſicht genommene Platz ungeeignet iſt, oder dafür, daß der Betrieb unzuverläſſig 
geführt werden wird; ergeben ſich ſpäter ſolche Tatſachen, ſo iſt die Genehmigung zurückzuziehen. 

§ 8. 
Als Flughafen gilt auch die feſtgeſetzte Flughafenzone. 
8 9. 

Die zur Einrichtung von Polizeiflugwachen in Flughäfen erforderlichen Räumlichkeiten hat der 

Unternehmer unentgeltlich bereitzuſtellen und zu unterhalten. 
§ 10. 

Die Vorſchriften des $ 26 der Gewerbeordnung gelten für Flughäfen entſprechend. Dies gilt 

auch dann, wenn der Flughafen nicht gewerblichen, ſondern öffentlichen Zwecken dient. 


C. Luftfahrtunternehmen und Veranſtaltungen. 
8 11. 

Unternehmen, die gewerbsmäßig Perſonen oder Sachen durch Luftfahrzeuge befördern (Luftfahrt 
unternehmen), und öffentliche Veranſtaltungen im Dienſte des Wettbewerbes oder der Schauluſt, woran 
Luftſchiffe, Flugzeuge oder Ballone beteiligt ſind (Luftfahrtveranſtaltungen), bedürfen der Genehmigung 
des Senats. 

Die Genehmigung kann erteilt werden, wenn ein Bedürfnis beſteht und keine Tatſachen dafür 
vorliegen, daß die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet werden kann; ergeben ſich ſpäter ſolche 
Tatſachen, ſo iſt die Genehmigung zurückzuziehen. 

Luftfahrtunternehmen mit einem flugplanmäßigen öffentlichen Betriebe müſſen auf Verlangen 
der Poſtverwaltung mit jeder flugplanmäßigen Luftfahrt Poſtſendungen gegen angemeſſene Vergütung 
befördern. Der Umfang der Verpflichtung bemißt ſich nach den Bedürfniſſen des Luftfahrtunternehmens 
und der Poſtverwaltung. Er iſt im Streitfalle vom Senat feſtzuſetzen; das Gleiche gilt für die Höhe 
der Vergütung. 

D. Verkehrsvorſchriften. 
8 12. 

Luftfahrzeuge dürfen, außer in Notfällen, nur in Flughäfen und außerhalb geſchloſſener Ort— 
ſchaften nur auf nicht eingefriedigten Grundſtücken oder auf Waſſerflächen landen. Für beſtimmte Gebiete, 
Grundſtücke oder Waſſerflächen kann ein Landungsverbot erlaſſen werden. 

Die Beſatzung iſt verpflichtet, über die Perſönlichkeit des Halters und Führers des Luftfahr— 
zeuges dem Berechtigten Auskunft zu geben. Nach Feſtſtellung der Perſönlichkeiten darf der Berechtigte 
die Weiterfahrt oder die Abbeförderung des Luftfahrzeugs nicht verhindern. 

8 13. 

Beſtimmte Gebiete können vorübergehend oder dauernd für den Luftverkehr ganz oder unter 

einer beſtimmten Flughöhe geſperrt werden (Luftſperrgebiete). 
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§ 14. 
Luftfahrzeuge dürfen im Luftverkehr Waffen, Schießbedarf, Sprengſtoffe, giftige Gaſe, Brieftauben, 
Lichtbildgerät und Gerät zur drahtloſen Nachrichtenübermittlung nur mit behördlicher Erlaubnis mitführen. 
9 


E. Enteignung. 
§ 15. 

Bei öffentlichem Bedürfnis können Eigentum und ſonſtige Rechte an Grundſtücken für Zwecke 
der Luftfahrt durch Enteignung gegen angemeſſene Entſchädigung entzogen oder beſchränkt werden, wenn 
keine Einigung zwiſchen dem Unternehmer und dem Berechtigten zuſtandekommt. Die Beſchränkung kann 
auch in der Kennzeichnung von Orten für die Luftfahrt beſtehen. Das Verfahren beſtimmt ſich nach dem 
Geſetz über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874. 

§ 16. 

Die Freie Stadt Danzig kann Luftfahrtunternehmen oder das Eigentum oder das Recht der 
Ausnutzung von Anlagen, die der Beförderung von Perſonen oder Gütern mit Luftfahrzeugen dienen, 
gegen angemeſſene Entſchädigung übernehmen. Das Nähere regelt ein Geſetz. 

Nach dem 1. April 1925 getroffene Vereinbarungen oder abgeſchloſſene Rechtsgeſchäfte, durch die 
das Übernahmerecht der Freien Stadt aufgehoben, beſchränkt oder beeinträchtigt wird, ſind der Freien 
Stadt gegenüber unwirkſam. 

F. Gemeinſame Beſtimmungen. 
817. 
Der Senat erläßt 
1. Vorſchriften zur Ausführung der SS 2 bis 15 und des § 29; 
2. Vorſchriften für das Überfliegen der Grenzen; 
3. die ſonſtigen zur Wahrung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit erforderlichen Vor— 
ſchriften über Verkehr und Betrieb von Luftfahrzeugen. 
8 18. 

Die Entſcheidungen der Verwaltungsbehörde, durch welche auf Grund des § 2 IV eine Ein— 
tragung gelöſcht wird oder in den Fällen der SS 4, 6, 7 und 11 erteilte Genehmigungen zurückgezogen 
werden, können, unbeſchadet der Befugniſſe der Behörde zur vorläufigen Durchführung der Maßnahme, 
im Wege des Verwaltungsſtreitverfahrens angefochten werden. 

Gegen die Entſcheidung nach § 11 Abſatz 3 Satz 3 kann innerhalb zweier Wochen ſeit Zuſtellung 
die im Verwaltungsſtreitverfahren zuſtändige höchſte Inſtanz angerufen werden. 


Zweiter Abſchnitt. 


Haftpflicht. 
8 19. i 

Wird beim Betrieb eines Luftfahrzeuges durch Unfall jemand getötet, ſein Körper oder feine 
Geſundheit verletzt oder eine Sache beſchädigt, ſo iſt der Halter des Fahrzeugs verpflichtet, den Schaden 
zu erſetzen. 

Benutzt jemand das Fahrzeug ohne Wiſſen und Willen des Fahrzeughalters, ſo iſt er an Stelle 
des Halters zum Erſatze des Schadens verpflichtet. Daneben bleibt der Halter zum Erſatze des 
Schadens verpflichtet, wenn die Benutzung des Fahrzeugs durch ſein Verſchulden ermöglicht worden iſt. 

§ 20. 

Hat bei Entſtehung des Schadens ein Verſchulden des Verletzten mitgewirkt, fo gilt § 254 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches; bei Beſchädigung einer Sache ſteht das Verſchulden desjenigen, der die tat— 
ſächliche Gewalt darüber ausübt, dem Verſchulden des Verletzten gleich. 


N 8 21. 

Bei Tötung umfaßt der Schadenerſatz die Koſten verſuchter Heilung ſowie den Vermögens⸗ 
nachteil, den der Getötete dadurch erlitten hat, daß während der Krankheit ſeine Erwerbsfähigkeit 
aufgehoben oder gemindert oder ſein Fortkommen erſchwert oder ſeine Bedürfniſſe vermehrt waren. 
Außerdem find die Koſten der Beſtattung dem zu erſetzen, der fie zu tragen verpflichtet iſt. 

Stand der Getötete zur Zeit des Unfalls zu einem Dritten in einem Verhältnis, vermöge 
deſſen er dieſem gegenüber kraft Geſetzes unterhaltspflichtig war oder werden konnte, und iſt dem 
Dritten infolge der Tötung das Recht auf Unterhalt entzogen, ſo hat der Erſatzpflichtige ihm ſoweit 
Schadenerſatz zu leiſten, wie der Getötete während der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur Gewährung 
des Unterhalts verpflichtet geweſen ſein würde. Die Erſatzpflicht tritt auch dann ein, wenn der Dritte 
zur Zeit des Unfalls erzeugt, aber noch nicht geboren war. 
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22. 


8 

Bei Verletzung des Körpers oder der Geſundheit umfaßt der Schadenerſatz die Heilungskoſten 
ſowie den Vermögensnachteil, den der Verletzte dadurch erleidet, daß infolge der Verletzung zeitweiſe 
oder dauernd ſeine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder gemindert oder ſein Fortkommen erſchwert iſt 
oder ſeine Bedürfniſſe vermehrt ſind. ’ 

8 23. 
Der Erſatzpflichtige haftet: 
1. wenn jemand getötet oder verletzt wird, nur bis zu 30 000 G oder bis zu 2000 G 
Jahresrente, 
2. wenn mehrere durch dasſelbe Ereignis getötet oder verletzt werden, unbeſchadet der Grenze 
in Nr. 1 nur bis zu insgeſamt 90 000 G oder bis zu insgeſamt 6000 6 Jahresrente, 
3. wenn Sachen beſchädigt werden, nur bis zu insgeſamt 6000 G. 
Überſteigen die Entſchädigungen, die mehreren auf Grund desſelben Ereigniſſes nach Abſatz 1 Nr. 1 
und 3 oder die Entſchädigungen, die im Falle des 8 21 Abſatz 2 mehreren Unterhaltsberechtigten nach 
Abſatz 1 Nr. 1 zu leiſten ſind, insgeſamt die Höchſtbeträge in Nr. 2 und 3, ſo verringern ſich die 
einzelnen Entſchädigungen in dem Verhältnis, wie ihr Geſamtbetrag zum Höchſtbetrage ſteht. 
f § 24. 

Der Schadenerſatz für Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit, für Erſchwerung des 
Fortkommens oder für Vermehrung der Bedürfniſſe des Verletzten und der nach 8 21 Abſatz 2 einem 
Dritten zu gewährende Schadenerſatz iſt für die Zukunft durch Geldrente zu leiſten. 

§ 843 Abf. 2 bis 4 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und $ 708 Nr. 6 der Zivilprozeßordnung 
gelten entſprechend. Für die dem Verletzten zu entrichtende Geldrente gilt entſprechend § 850 Abſatz 3 
und für die dem Dritten zu entrichtende Geldrente § 850 Abſatz 1 Nr. 2 der Zivilprozeßordnung. 

Bei Verurteilung zu einer Geldrente kann der Berechtigte noch nachträglich Sicherheitsleiſtung 
oder Erhöhung einer ſolchen verlangen, wenn ſich die Vermögensverhältniſſe des Verpflichteten erheblich 


verſchlechtert haben. Dieſe Beſtimmung gilt bei Schuldtiteln des $ 794 Nr. 1, 2 und 5 der Zivilprozeß 
ordnung entſprechend. 


8 25. 

Die Schadenerſatzanſprüche nach 8s 19 bis 24 verjähren in zwei Jahren, nachdem der Erſatz⸗ 
berechtigte von dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis erhalten hat, ohne Rück⸗ 
ſicht auf dieſe Kenntnis in dreißig Jahren vom Unfall an. 

Schweben zwiſchen dem Erſatzpflichtigen und dem Erſatzberechtigten Verhandlungen über den 
Schadenerſatz, ſo iſt die Verjährung gehemmt, bis ein Teil die Fortſetzung der Verhandlungen verweigert. 

Im übrigen richtet ſich die Verjährung nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

8 26. 

Der Erſatzberechtigte verliert die Rechte, die ihm nach dieſem Geſetze zuſtehen, wenn er nicht 
ſpäteſtens drei Monate, nachdem er von dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis 
erhalten hat, dieſem den Unfall anzeigt. Der Rechtsverluſt tritt nicht ein, wenn die Anzeige infolge 
eines Umſtandes unterblieben iſt, den der Erſatzberechtigte nicht zu vertreten hat, oder wenn der Erſatz⸗ 
pflichtige innerhalb der Friſt auf andere Weiſe vom Unfall Kenntnis erhalten hat. 

8 27. 

Wird ein Schaden durch mehrere Luftfahrzeuge verurſacht, und ſind die Fahrzeughalter einem Dritten 
kraft Geſetzes zum Schadenerſatze verpflichtet, ſo hängt im Verhältnis der Fahrzeughalter untereinander 
Pflicht und Umfang des Erſatzes von den Umſtänden, insbeſondere davon ab, wieweit der Schaden über— 
wiegend von dem einen oder andern verurſacht worden iſt. Dasſelbe gilt, wenn der Schaden einem 
der Fahrzeughalter entſtanden iſt, bei der Haftpflicht, die einen anderen von ihnen trifft. 

Abſatz 1 gilt entſprechend, wenn neben dem Fahrzeughalter ein anderer für den Schaden ver— 
antwortlich iſt. 

§ 28. 

Unberührt bleiben die geſetzlichen Vorſchriſten, wonach für den beim Betrieb eines Luftfahrzeugs 
entſtehenden Schaden der Halter oder Benutzer ($ 19 Abſatz 2) in weiterem Umfang oder der Führer 
oder ein anderer haftet. 

8 29. 

Zur Sicherung der Schadenerſatzforderungen muß der Halter eines Luftfahrzeugs vor der Zu⸗ 

laſſung (§S 3) ſowie der Unternehmer eines Flughafens ($ 7), eines Luftfahrtunternehmens und einer 
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öffentlichen Flugveranſtaltung ($ 11) vor Erteilung der Genehmigung nachweiſen, daß er in einer ihm 
bekannt zu gebenden Höhe eine Haftpflichtverſicherung abgeſchloſſen oder durch Hinterlegung von Geld 
oder Wertpapieren Sicherheit geleiſtet hat. Dies gilt nicht, wenn Halter oder Unternehmer die Freie 
Stadt Danzig iſt. f 

Die Sicherheit kann zur Befriedigung von Schadenerſatzforderungen verwandt werden: 

1. wenn das Konkursverfahren über das Vermögen des Hinterlegers eröffnet wird, oder wenn 

er ſeine Zahlungen eingeſtellt hat; 

2. wenn der Hinterleger ſein Unternehmen aufgibt. 

Iſt die Sicherheit durch Befriedigung von Schadenerſatzforderungen verringert oder erſchöpft, ſo 
iſt ſie innerhalb eines Monats nach Aufforderung wieder auf den urſprünglichen Betrag zu bringen. 

Die Rückgabe der Sicherheit kann erſt verlangt werden, wenn das Unternehmen aufgegeben 
worden iſt und ſeitdem vier Monate verſtrichen ſind. Der Anſpruch beſchränkt ſich auf den Reſt nach 
Deckung der Schadenerſatzforderungen. Schon vor Ablauf der Friſt kann die Rückgabe verlangt werden, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß keine Schadenerſatzforderungen beſtehen. 


$ 30. 


Für Klagen, die auf Grund dieſes Geſetzes erhoben werden, iſt auch das Gericht zuſtändig, in 
deſſen Bezirk der Unfall eingetreten iſt. 


Dritter Abſchnitt. 
Strafvorſchriften und Schlußbeſtimmungen. 
8 31. 

Wer den zur Wahrung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit in dieſem Geſetz oder ſonſt 
erlaſſenen Vorſchriften über Verkehr und Betrieb von Luftfahrzeugen zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe 
bis zu 200 G oder mit Haft beſtraft, ſoweit nicht nach anderen Strafgeſetzen eine höhere Strafe 
verwirkt iſt. | 

8 32. 

Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und Geldſtrafe bis zu 12000 G oder mit einer dieſer 
Strafen wird beſtraft, wer vorſätzlich 

1. ein Luftfahrzeug führt, das eintragungspflichtig ($ 2), aber nicht oder nicht mehr ein- 

getragen iſt; 

2. als Halter ein eintragungspflichtiges (§ 2), aber nicht oder nicht mehr eingetragenes Luft⸗ 

fahrzeug durch Dritte gebrauchen läßt; 

3. ein Luftfahrzeug führt oder bedient, ohne die Erlaubnis ($ 4) zu haben, oder nachdem ſie 

zurückgezogen iſt; 

4. als Halter ein Luftfahrzeug durch eine erlaubnispflichtige Perſon ($ 4) führen oder bedienen 

läßt, die nicht im Beſitze des Luftfahrerſcheins iſt oder der die Erlaubnis entzogen iſt; 

5. ohne Genehmigung oder entgegen den Bedingungen gewerbsmäßig Perſonen zu Luftfahrern 
ausbildet ($ 6), Flughäfen (§ 7) anlegt oder unterhält, Luftfahrtunternehmen (8 11) betreibt 
oder Luftfahrtveranſtaltungen ($ 11) unternimmt; 

6. ſich der Verpflichtung nach § 12 Abſatz 2 Satz 1 entzieht. 

Wer in den Fällen der Nr. 1 bis 5 fahrläſſig handelt, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder 

Geldſtrafe bis zu 12 000 G oder Haft beſtraft. 

8 33. 

Wer Menſchenleben dadurch gefährdet, daß er vorſätzlich ein Luftfahrzeug beſchädigt, zerſtört 
oder ſonſt unbrauchbar oder unzuverläſſig macht oder vorſätzlich die Fahrt eines Luftfahrzeuges durch 
falſche Zeichen oder ſonſt ſtört, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten beſtraft. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

Iſt infolge der Handlung eine ſchwere Körperverletzung ($ 224 des Reichsſtrafgeſetzbuches) oder 
der Tod eines Menſchen eingetreten, ſo iſt die Strafe Zuchthaus, bei mildernden Umſtänden Gefängnis 
nicht unter ſechs Monaten. ö 

Iſt eine dieſer Handlungen fahrläffig begangen, jo iſt die Strafe Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
und Geldſtrafe bis zu 12000 G oder eine dieſer Strafen, und wenn infolge der Handlung der Tod 
eines Menſchen eingetreten iſt, Gefängnis nicht unter einem Monat. 


Danzig, den 9. Juni 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Runge. 


4) VBerorduung. 
Vom 15. 6. 1926. 
Auf Grund des Artikel II des Geſetzes vom 4. November 1925 (Geſetzblatt für die Freie Stadt 
Danzig Nr. 40 S. 322) erhält der § 54 (5) der Eiſenbahnbau- und Betriebsordnung vom 4. November 
1904 folgenden Zuſatz: 
Bei Feſtſtellung der Zugſtärke der Güterzüge iſt jeder vierachſige amerikaniſche Güter— 
wagen mit nur drei Achſen in Rechnung zu ſtellen. 


Danzig, den 15. Juni 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Runge. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil 1 Ausgabe Au. B je 2,25 G, cı für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Veamte ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


. 


